
E. Walter, Gartenstrasse 9a, 65510 Idstein-Heftrich                                                       
                                                                                                                                     
An die Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Idstein über  
Herrn Stadtverordnetenvorsteher 
Thomas Zarda 
König-Adolf-PLatz 2 

65510 Idstein 

                                                                                                                                                                                                                                                                  
                                                                                                                                               Datum 09.11.2016

Eingabe 

Sehr geehrter Herr Stadtverordnetenvorsteher, 
sehr geehrte Damen und Herren Stadtverordnete, 

diese Eingabe erfolgt mit dem Verweis auf Artikel 17 GG, nachdem jedermann in der 
Bundesrepublik Deutschland das Recht zusteht, sich einzeln oder in Gemeinschaft schriftlich mit 
Bitten oder Beschwerden an die zuständigen Stellen und an die Volksvertretung zu wenden. Dabei 
spielt es keine Rolle, ob es sich um ein Anliegen in eigener Sache, in Sachen Dritter oder im 
Interesse der Allgemeinheit liegt. 

Die Stadtverordnetenversammlung (Gemeindevertretung) ist als das oberste von den Bürgerinnen 
und Bürgern auf kommunaler Ebene gewählte Organ u.a. für die Überwachung der Verwaltung 
einschließlich des Magistrates (Gemeindevorstand) zuständig. 

1. Neuausrichtung der Dorfgemeinschaftshäuser 

SACHVERHALT 

Es dürfte hinlänglich bekannt sein, das sich derzeit die Magistratskommission zur „Neuausrichtung 
der Dorfgemeinschaftshäuser“ noch in der Abstimmungsphase befindet. Auswirkungen hieraus 
werden im Haushaltsjahr 2017 bis auf eine Reduzierung des Ansatzes bei der „Anschaffung 
geringwertiger Wirtschaftsgüter“ (15.573.01/0003) nicht berücksichtigt.  

Die defizitäre Haushaltslage der Stadt Idstein ist bekannt. Angesichts der prekären Situation 
verwundert es nicht, wenn man hört und liest, das eine Neuausrichtung der 
Dorfgemeinschaftshäuser erfolgen soll und das dies auch auf andere öffentliche Einrichtungen 
angewandt werden soll. 

Wir möchten uns an Gerüchten, das diese Einrichtungen verkauft werden sollen, nicht beteiligen. 
Allerdings machen wir uns Sorgen für den Fall, das es einmal soweit kommt und die Willi-Mohr-
Halle in Heftrich nicht mehr in gewohnter Weise zur Verfügung steht und genutzt werden kann. 

Seite �  von �1 4

Ansprechpartner                                                                                                        
Erhard Walter                                                                                                       
Gartenstrasse 9a                                                                                                             
65510 Idstein-Heftrich                                                                                                                                                                                                               
0171 - 2189011  
                                                                                                           
e.walter@fwheftrich.de
                                                                                                                                     
www.fwheftrich.de

Heftrich
sachbezogen - unabhängig - bürgernah

http://www.fwheftrich.de
http://www.fwheftrich.de


• Ist an dem Gerücht, die Stadt will sich von den Einrichtungen trennen etwas dran? 
• Wären im Falle der Neuausrichtung private Investoren dann die „Neuen“ Eigentümer? 
• Wie würde sich eine solche Maßnahme auf die Ortsbeiräte auswirken, denn §82 (3)  HGO würde 

ausgehebelt werden, da ein Privatinvestor nicht an die HGO gebunden ist? 
• Welche Auswirkung hätte eine solche Maßnahme auf die örtlichen Vereine und Gruppierungen, 

die Stand heute keine Benutzungsgebühren für Übungs- und Sportbetrieb, einschliesslich der 
Benutzung der Duschen und sanitären Einrichtungen zu zahlen haben? 

• Wie würde sich eine solche Maßnahme mit der Aussage, „wir müssen die Vereine fördern und 
stärken, damit das Gemeinschaftsleben erhalten bleibt und speziell die Jugend Perspektiven 
bekommt“, vertragen?  

• Würde die Vereinsförderung und die Zuschüsse um die entstehenden Mehr-/Zusatzkosten, sollte 
die Einrichtungen ausgelagert werden, ab dem HH 2018 und in den Folgejahren berücksichtigt 
werden? 

• Wäre bei einer „Neuausrichtung“ damit zu rechnen, das in zukünftigen Haushaltsplänen weitere 
private Träger subventioniert und die Bürgerinnen und Bürger erneut, wie im Beispiel nicht 
städtischer Kindertagesstätten, doppelt zur Kasse gebeten werden? 

• Welche Auswirkung hätte eine „Neuausrichtung“ auf die Schülerinnen und Schüler der Alteburg 
Schule und somit auch auf den Kreis? 

• Wäre bei einer „Neuausrichtung die kwb, die dem Ortsbeirat noch Fragen zur Mittelplanung 
2016 (Drucksache 181/2015) erläutern sollte, noch Ansprechpartner? 

• Wie würden bei einer „Neuausrichtung“ die vielen Stunden der Eigenleistung, die Heftricher 
Vereinsmitglieder beim Hallenanbau und bei diversen Umbauten erbracht haben, berücksichtigt?  

Da es in Heftrich neben der Willi-Mohr-Halle noch das Alte Rathaus, das Milchhäuschen, das FF-
Gerätehaus, die Kita Eulenspiegel, die Trauerhalle und die Forstdienst & Lehrbaracke gibt, die 
hinsichtlich der Verwaltung und der Betriebskosten bei der kwb angesiedelt sind, stellt sich die 
Frage, welche „Neuausrichtungen“ für diese Gebäude noch zusätzlich zu erwarten sind. 

Da bisher sehr viele Privatisierungen/Subventionierungen zum Nachteil der Bürgerinnen und 
Bürger geführt haben, sollte im Sinne der Erhaltung einer Dorfgemeinschaft „Neuausrichtungen“, 
egal wie diese auch aussehen sollen, sehr sorgfältig unter Beteiligung der jeweiligen Ortsbeiräte 
i.S.d. HGO § 82 (3) gemeinsam besprochen und geplant werden. 

2. Mängelmelder 

Die Entscheidung einen Mängelmelder auf der Homepage der Stadt Idstein für die Bürgerinnen 
und Bürger einzurichten, damit Mängel an Straßen, Wegen, Grünanlagen oder auch nur Anregung 
unkompliziert an die Verwaltung gemeldet werden können, begrüssen wir sehr.  
 
Wir stellen uns nur die Frage, wie und in welchem Zeitraum die Verwaltung Mängel, Wünsche und 
Anregungen bearbeitet und in der Praxis umsetzt, da Magistratsoberrat Werner noch am 
28.04.2016 geschrieben hat, das die Kommunikation zwischen Ortsbeiratsmitgliedern und 
Verwaltung/Magistrat grundsätzlich nur über Ortsvorsteher/in und Körperschaftsbüro erfolgt, da es 
nicht leistbar ist, mit allen ca. 80 Ortsbeiratsmitgliedern Wünsche, Anregungen oder 
Beschwerden einzelner zu kommunizieren, zu erörtern oder sogar ihre Erledigung zu steuern. 

• Wie kommuniziert, erörtert und erledigt die Verwaltung die Punkte, wenn die Meldungen  
Heftricher BürgerINNEN größer 20 ist, wenn es noch nicht einmal für Ortsbeiratsmitglieder 
leistbar ist und selbst der OBR auf Anfragen, Wünsche, Anregungen  etc. monate-/jahrelang 
warten muß?  

• Wie soll das für 11 Stadtteile plus Stadt in der Praxis umgesetzt werden, wenn je 20 Meldungen, 
sprich insgesamt 240 Mängelmeldungen eingehen? 

• Welche Antworten soll der Ortsbeirat den betroffenen „Meldern“ übermitteln, wenn sich nichts 
bewegt und sich weiterer Frust ausbreitet? 
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• Muß befürchtet werden, das der Mängelmelder zu viel „Manpower“ in der Verwaltung bindet und 
vieles wieder auf dem Rücken des Ortsbeirates ausgetragen wird? 

• Welche Schnittstelle gibt es zu den örtlichen Ortsbeiräten, d.h. wie erfährt der OBR von einer 
Meldung, damit nicht „Doppelmeldungen“ erfolgen und sowohl Verwaltung als auch OBR 
unnötige Ressourcen verbrauchen? 

3. Anträge 

Die Freien Wähler Heftrich mussten am 08.11.16 in der Ortsbeiratssitzung erfahren, das die 
eingereichten Anträge nicht mehr als solche behandelt werden sondern lediglich als „Schreiben 
von…..“.  

Weiterhin wurde mitgeteilt das der Ortsbeirat keine Anträge mehr stellen dürfte. Diese Mitteilung 
wird bestätigt durch den Bericht des Ortsvorstehers aus Wörsdorf, der in seinem Bericht in der 
Niederschrift 005/2016 vom 04.10.2016 folgendes bekannt gab: 
„Sitzung der Ortsvorsteher, stellv. Ortsvorsteher und Schriftführer. Herr Werner weist darauf hin, 
dass die Ortsbeiräte keine Anträge mehr stellen dürfen. Sie können Anregungen geben und 
Wünsche äußern. Diese sollten in der Niederschrift entsprechend formuliert werden. 

Anmerkung: Gibt es zu dieser Sitzung vom 26.09.16 eine Niederschrift und wenn ja warum ist 
diese nicht auf der MandatsInfo bei den Gremien unter Punkt „Ortsvorsteher/Stellv.Ortsvorsteher/
Schriftführer“ für alle Ortsbeiratsmitglieder zum Nachlesen eingestellt? 

Aufgrund der §§ 5, 81 und 82 der HGO hat die Stadtverordnetenversammlung am 21. März 1996 
eine „Geschäftsordnung für Ortsbeiräte“ beschlossen, die in der Fassung der 1. Änderung vom 
23.11.2005 den Ortsbeiräten als Arbeitsgrundlage vorgelegt wurde. 

In §5 der Geschäftsordnung ist unter Absatz 2 folgende zu lesen: 
„Anträge der Ortsbeiräte sind innerhalb von zwei Monaten nach Eingang bei der Stadtverwaltung 
zu beantworten.“ 

• Wann wurde die gültige Geschäftsordnung geändert und warum liegt den Ortsbeiräten die 
geänderte Fassung nicht vor? 

• Wenn keine Änderung vorliegt, mit welcher Berechtigung kann Herr Werner eine solche 
„Anweisung“ im Beisein von Bürgermeister Herfurth geben? 

• Was will die Verwaltung mit einer solchen Anweisung, die sich über eine bestehende 
Geschäftsordnung hinwegsetzt, erreichen, zumal die „zwei Monats Frist“ bezüglich der 
Beantwortungen nur sehr selten eingehalten wird? 

Anmerkung: Wir möchten im Zusammenhang mit Änderungen der Geschäftsordnung für 
Ortsbeiräte auf nachfolgenden Auszug aus der Niederschrift 002.2016 vom 07.06.2016 des 
Ortsbeirats erinnern, der mit 7 Ja-Stimmen an die Verwaltung weitergeleitet wurde und auch hier 
bis dato die zwei Monatsfrist zur Beantwortung überschritten ist. 

Es wäre sinnvoll, wenn in die Geschäftsordnung für Ortsbeiräte in der Fassung der 1.Änderung vom 23. 
November 2005 im §1 Absatz 2 folgender Zusatz mit aufgenommen werden würde:  

Zusätzlich erhalten die Mitglieder des Ortsbeirates, vorausgesetzt es wird eine Mailadresse 
hinterlegt, eine Zugangsberechtigung auf das Internetportal „MandatsInfo“ auf der Homepage der 
Stadt Idstein, wo Einladungen, Niederschriften und alle Anlagen/Drucksachen die den 
Zuständigkeitsbereich betreffen, eingesehen werden können.  

Dieser Zusatz ist erforderlich, da nach der letzten Wahl festgestellt wurde, dass langjährige OBR- Mitglieder 
von diesem Portal nichts wussten und somit wichtige Informationen als Arbeitsgrundlage fehlten. Das sollte 
mit einer Vervollständigung der Geschäftsordnung zukünftig ausgeschlossen sein!  

Der Ortsbeirat sollte die Stadtverordnetenversammlung bitten, diese Änderung wenn möglich vor den 
nächsten Kommunalwahlen mit aufzunehmen, damit alle neu gewählten Mandatsträger die notwendigen 
Informationen und Arbeitsgrundlagen erhalten.  

Seite �  von �3 4



4. Bürgerinformationssystem 

Wir erachten es als sehr wichtig, das die Freischaltung im Bürgerinformationssystem, sowohl auf 
RatsInfo als auch auf MandatsInfo verbessert werden muß. Hier gibt es noch große Lücken und 
Handlungsbedarf. 

Die Antworten von Bürgermeister Herfurth und von Herrn P. Werner, das der Verwaltung die 
Probleme bekannt sind und es sich hierbei um technische Probleme handelt, können wir nicht 
beurteilen. 
Wenn aber zwei unterschiedliche Niederschriften, eine in Papierform und eine in der RatsInfo 
vorliegt/steht, dann kann dies nicht an techn. Problemen liegen. Die Aussage von Herrn Werner, 
das nur Dokumente eingestellt werden, wenn eine Rechtssicherheit vorliegt, trifft in diesem Fall 
nicht zu. 

• Warum auf der RatsInfo für die Bürger fast alles einsehbar ist und auf der MandatsInfo nur 
„Bruchteile“ dürfte nicht an techn. Problemen liegen. 

• Warum haben andere Gemeinden, die analog dieselbe Software verwenden, diese techn. 
Probleme nicht? 

• Wäre es nicht sinnvoll, das Bürgerinformationssystem und die Arbeitstechniken einmal in einer 
gemeinsamen Ortsbeirätetagung vorzustellen? Hier könnten sich alle einen Eindruck von dem 
techn. Umfeld sowie der täglichen Arbeit im Körperschaftsbüro machen. Gemeinsam könnte 
man Verbesserungsvorschläge erarbeiten, die zu Erleichterungen in der täglichen 
Zusammenarbeit führen könnten. 

• Wir bitten um Prüfung, inwieweit es rechtlich zulässig und natürlich auch gewollt ist, unentgeltlich 
das Körperschaftsbüro bei den derzeitigen Unstimmigkeiten und Problemen im 
Bürgerinformationssystem zu unterstützen. OBR-Mitglied Walter wäre dazu bereit. 

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, den Magistrat aufzufordern, zu den Punkten 1 
bis 3 dargestellten Sachverhalten Stellung zu nehmen und die darin aufgelisteten Fragen zu 
beantworten. 

Punkt 4 stellen wir als Vorschlag zur Diskussion. Eine andere Form des Vorschlagswesens ist in 
unserer Stadt nach unserem Kenntnisstand leider nicht vorhanden. 

Für die Freien Wähler im Ortsbeirat Heftrich 

Mit freundlichen Grüßen 

gez. Erhard Walter                    gez. Winfried Urban
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